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Schriftliche Kleine Anfrage  
 

des Abgeordneten Andreas Grutzeck (CDU) vom 26.11.25 
 

und Antwort des Senats 

Betr.: Bessere Chancen für Obdachlose – Winternotprogramm 2025/2026 mal 
wieder schon vor Start mit hoher Auslastung? (II) 

Einleitung für die Fragen: 
Drs. 23/2054 gibt Anlass für Nachfragen. Bitte alle Fragen einzeln beantwor
ten. 
Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat: 

Einleitung für die Antworten: 
Der Senat beantwortet die Fragen teilweise auf der Grundlage von Auskünften von F&W 
fördern und wohnen AöR (F&W) wie folgt: 

Frage 1: In der Nacht vom 20. auf den 21. November 2025 übernachteten im 
Winternotprogramm 358 Personen in der Friesenstraße (insgesamt 
400 Plätze), 221 Personen in der Châu-und-Lân-Straße (300 Plätze) 
und in der Wärmestube 25 Personen. Dies ist bereits eine sehr hohe 
Auslastung. Kann bei höherer Nachfrage das Angebot an Plätzen 
ausgeweitet werden?  
Wenn ja, inwiefern?  
Wenn nein, warum nicht? 

Antwort zu Frage 1: 
Der F&W-Standort Friesenstraße 22 kann im Rahmen des Winternotprogramms auf bis 
zu 460 Übernachtungsplätze bei einer Belegung von bis zu sechs Personen pro Zimmer 
aufgestockt werden. Ebenso können im Standort Châu-und-Lân-Straße sechs bis zu 60 
weitere Übernachtungsplätze realisiert werden, sofern die dort vorgesehenen Einzel
zimmer wie in den Vorjahren nicht ausgelastet sind. Im Übrigen siehe Drs. 22/13803. 

Frage 2: Im November waren elf Plätze im Übergangswohnen Garstedter Weg 
20 belegt. Ziel der Einrichtung ist es, Obdachlosen einen Übergang 
zur Beendigung ihrer Obdachlosigkeit zu ermöglichen. Von den 29 
Personen, die die Einrichtung seit deren Eröffnung wieder nach 
durchschnittlich 5,5 Monaten Aufenthalt verlassen haben, sind bei
spielsweise vier Personen in eine eigene Wohnung gezogen, 13 in 
eine Notübernachtungsstätte (welche?), drei in öffentlich-rechtliche 
Unterbringung und zwei in eine Justizvollzugsanstalt. Sie die zustän
dige Behörde in dem bisherigen Ergebnis das Ziel des Übergangs
wohnen erreicht? 

  



 

2 

Drucksache 23/2228 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 23. Wahlperiode 

Antwort zu Frage 2: 
Das Übergangswohnen im Garstedter Weg 20 hat sich als wertvolles Angebot zur  
Unterstützung obdachloser Menschen in Hamburg etabliert. Ziel der Einrichtung ist es, 
den Betroffenen eine geschützte Unterkunft zu bieten und sie durch individuelle Einzel
fallhilfe beim Übergang in das Regelsystem zu begleiten. Die bisherigen Erfahrungen 
zeigen, dass das Projekt einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung und sozialen  
Integration leistet. 
Die Einrichtung ist durchgehend voll belegt. Es waren überwiegend 13 Plätze gleichzei
tig belegt, was jedoch keine freien Plätze beinhaltete, da aufgrund der Personenkons
tellationen in den Zimmern teilweise weniger Plätze zur Verfügung stehen. Frei wer
dende Plätze in der Einrichtung wurden im Berichtszeitraum mit Unterstützung des 
Social HUB Hauptbahnhof stets zügig nachbelegt. 
Das Übergangswohnen verzeichnet Erfolge in der Stabilisierung, sozialen Integration, 
Realisierung von Leistungsansprüchen und Systemanbindung obdachloser Menschen. 
Besonders positive Entwicklungen zeigen sich bei Personen, die aktiv an ihrer Stabili
sierung mitwirken. So konnte beispielsweise ein Paar mit schwangerer Frau erfolgreich 
in eine Mutter/Vater/Kind-Einrichtung übergeleitet werden. In einigen Fällen war eine 
Vermittlung an weiterführende Unterstützungsangebote nicht möglich, da die Beendi
gungen aufgrund persönlicher Entscheidungen der Betroffenen, bestehender Konflikt
lagen oder festgestellter Regelverstöße erforderlich wurden. Diese Personen wurden 
dann an die Notübernachtungsstätten (Pik As und FrauenZimmer) vermittelt. 

Frage 3: Die vom Senat veröffentliche Auswertung wurde durch die Gesell
schaft für innovative Sozialforschung und Sozialplanung e. V. erstellt. 
Am Ende der Auswertung steht „Bremen, Dezember 2024“. In Drs. 
23/2053 heißt es aber, der finale Hamburger Zusatzbericht der GISS 
habe der für Soziales zuständigen Behörde erst im Mai 2025 vorge
legen. Hat die GISS der Sozialbehörde den finalen Bericht fünf  
Monate vorenthalten oder beim Datum am Ende des Berichts eine 
Falschaussage getätigt? 

Antwort zu Frage 3: 
Der finale Hamburger Zusatzbericht der Gesellschaft für innovative Sozialforschung 
und Sozialplanung e. V. (GISS) lag der für Soziales zuständigen Behörde im Mai 2025 
vor. Ab Dezember 2024 konnte die GISS die Daten der Hamburgischen Zusatzbefra
gung näher aufarbeiten und bis zum Mai 2025 in einem gesonderten Auswertungsbe
richt zusammenführen. Das genannte Datum markiert somit den Beginn der Auswer
tungsphase durch die GISS. 

Frage 4: In Drs. 23/2053 betont der Senat, dass ein Ergebnis der Gesundheits
befragung sei, dass man angesichts 80 Prozent Unzufriedenheit in 
Bezug auf das Entlassmanagement aus dem Krankenhaus erkannt 
habe, wie wichtig dies sei. In Drs. 23/2054 wird erwähnt, dass bisher 
im Jahr 2025 1.323 Menschen ohne festen Wohnsitz stationär behan
delt worden seien. Gleichzeitig heißt es weiter, dass eine Statistik, auf 
deren Basis eine differenzierte Aussage über Entlassungen in andere 
Einrichtungen als Krankenhäuser getroffen werden kann, nicht exis
tiere. Wie sollen Verbesserungen erfolgen, wenn keine Informatio
nen/Statistiken vorliegen? Welche Maßnahmen hat der Senat zur 
Verbesserung des Entlassmanagements geplant? 

Antwort zu Frage 4: 
Zum Entlassmanagement siehe Drs. 22/16725 und 22/16987. Die für die Ableitung 
eventueller Verbesserungen erforderlichen Informationen erhebt die zuständige  
Behörde anlassbezogen und unabhängig von Regelstatistiken bei den jeweiligen Ein
richtungen.  

Frage 5: Im Zeitraum 1. April bis 12. November 2025 sind insgesamt 228  
Anfragen über die Checkliste bei F&W fördern und wohnen AöR zur 
Aufnahme von besonders vulnerablen obdachlosen Menschen mit 
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medizinischem Versorgungsbedarf eingegangen. Davon wurden 61 
abgelehnt. Werden die Anfragen nicht vor allem von Trägern in der 
Obdachlosenhilfe und Krankenhäusern gestellt oder wer sind die  
Antragsteller? Was sind zudem die häufigsten Gründe für eine Ableh
nung? 

Antwort zu Frage 5: 
Rund 60 Prozent der Anfragen wurden über Krankenhäuser gestellt, 29 Prozent gingen 
über verschiedener Trägereinrichtungen der Sozialen Hilfen ein. Die verbleibenden  
Anfragen wurden unter anderem durch Privatpersonen, Gesetzliche Betreuungen oder 
Pflegeeinrichtungen gestellt. 
In den meisten Fällen resultiert die Ablehnung der Aufnahme aus einem zu hohen Ver
sorgungsbedarf der betreffenden Personen, der in den Einrichtungen nicht realisiert 
werden kann, beispielsweise aufgrund von schweren Mobilitätseinschränkungen oder 
weil den betreffenden Personen eine selbstständige Nahrungs- und Flüssigkeitszufuhr 
nicht möglich ist. 

Frage 6: Aktuell sind nur elf der 30 Übergangsplätze im Objekt Repsoldstraße 
belegt. Im Sozialausschuss hieß es (Drs. 23/2035), dass der Zugang 
zu den Angeboten der Repsoldstraße über das Projekt „Nox“ erfolge, 
„sofern dort Klienten signalisierten, dass sie einen Weg aus der Dro
genabhängigkeit heraus suchen würden, jedoch zunächst eine wei
tere Stabilisierung erforderlich sei“. Gibt es aktuell also nicht ausrei
chend Drogensüchtige, die den Weg aus der Drogenabhängigkeit  
suchen oder wie ist die niedrige Belegung zwei Monate nach Eröff
nung zu erklären? 

Antwort zu Frage 6: 
Die aktuelle Belegung des Standortes ist auf den vorgesehenen schrittweisen Aufbau 
des Betriebes zurückzuführen, um einen geordneten und eng begleiteten Betriebsbe
ginn sicherzustellen. Die Auswahl der Bewohnerinnen und Bewohner erfolgt durch das 
zuständige Fachkräfteteam des Projekts Nox auf Grundlage festgelegter Kriterien, ins
besondere hinsichtlich des aktuellen Konsumverhaltens, der Ansprechbarkeit, der Ein
haltung grundlegender Verhaltensregeln sowie insbesondere der erkennbaren Bereit
schaft zur Mitwirkung. Die betreffenden Klientinnen und Klienten werden im Regelfall 
bereits im Projekt Nox betreut und sind den Fachkräften daher bekannt; die Entschei
dung über eine Aufnahme in die Einrichtung Repsoldstraße erfolgt jeweils im Rahmen 
abgestimmter Fallbesprechungen. Der Personalaufbau in den Übergangsplätzen ist 
derzeit noch nicht vollständig abgeschlossen, was ebenfalls Einfluss auf die Belegung 
hat.  

Frage 7: Die Fertigstellung der Nutzungskonzeption für die Repsoldstraße sei 
weiterhin für den Spätherbst des laufenden Jahres vorgesehen. Im 
Anschluss werde die Planung veröffentlicht. Heißt das, dass die Ver
öffentlichung in wenigen Tagen zu erwarten ist oder wie ist die Aus
sage zu verstehen? 

Frage 8: In der Repsoldstraße sollen laut Drs. 23/2035 Beschäftigungsmög
lichkeiten, soziale Beratungsangebote und tagesstrukturgebende 
Maßnahmen angesiedelt werden. Was ist hiermit konkret gemeint 
und welche Ziele werden damit verfolgt? 

Antwort zu Fragen 7 und 8: 
Das Nutzungskonzept wird nach Fertigstellung zunächst intern abgestimmt und im  
Anschluss veröffentlicht. Die Planungen und Überlegungen hierzu sind noch nicht  
abgeschlossen. 
Die Angebote für suchtkranke, obdachlose und psychisch erkrankte Menschen sollen 
die Lebenslagen der Betroffenen stabilisieren und diese verändern. Dabei bauen die 
Angebote aufeinander auf und zielen darauf ab, Menschen aktiv stufenweise zu nach
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haltigen Lebensveränderungen zu befähigen. Die Angebote reichen dabei von Unter
stützung durch Basisangebote zur Überlebenshilfe, über begleitende (psychiatrische) 
Beratungsangebote bis hin zu temporären Unterbringungen (Übergangsplätze) und  
begleitenden (therapeutischen) Beschäftigungsangeboten sowie Angeboten der gesell
schaftlichen und beruflichen Wiedereingliederung. Die Konkretisierung der Angebote 
erfolgt im Rahmen der Erarbeitung des Nutzungskonzeptes. 

Frage 9: Der Konsum von Crack in den Innenräumen sei derzeit nicht erlaubt. 
Dies erschwere die Verlagerung des Konsums in die Drogenkonsum
räume, sowie die Möglichkeit, dort vor dem Konsum eine Person  
anzutreffen, so Drs. 23/2035. Das erklärt auch, angesichts zuneh
menden Crack-Konsums, warum die Besucherzahlen im Drob Inn  
zurückgegangen sind und die Drogensüchtigen vor dem Gebäude o
der im Umfeld des Hauptbahnhofes konsumieren. Welche Änderung 
auf bundesgesetzlicher Ebene muss erfolgen, damit hier eine Anpas
sung möglich ist und welche Maßnahmen hat der Senat ergriffen, um 
diese Änderung zu ermöglichen? 

Frage 10: In Zürich ist es Crack-Süchtigen schon seit Jahrzehnten erlaubt, in 
Konsumräumen Crack zu konsumieren und auch in kleinem Umfang 
zu handeln, was dazu geführt hat, dass Handel, Konsum und  
Beschaffungskriminalität im Umfeld nachgelassen haben. Plant der 
Senat, so denn Crack in Konsumräumen rechtlich erlaubt werden 
würde, das Züricher Modell zu realisieren?  
Wenn ja, aus welchen Gründen?  
Wenn nein, warum nicht? 

Antwort zu Fragen 9 und 10: 
Alle Drogenkonsumräume in Hamburg verfügen über Räumlichkeiten für den inhalati
ven Konsum. In diesen ist der Konsum von Crack erlaubt und wird durch die Konsumie
renden auch entsprechend genutzt. Crack wird in der Szene allerdings häufig gemein
schaftlich konsumiert, indem die Pfeife weitergegeben wird. Diese szenetypische Kon
sumform muss in den Drogenkonsumräumen nach derzeitiger Rechtslage unterbunden 
werden. Um dies in Hamburg zu ermöglichen, ist eine Änderung bundesrechtlicher  
Regelungen notwendig. Auf Initiative Hamburgs wurde ein Beschluss in die Gesund
heitsministerkonferenz (GMK) eingebracht, wonach das Bundesministerium für  
Gesundheit gebeten wird zu prüfen, wie eine bedarfsweise Duldung des gemeinschaft
lichen Konsums in den Drogenkonsumräumgen (DKR) ermöglicht werden kann. Der 
Beschluss wurde im Juni 2025 durch die GMK gefasst. 

Frage 11: Inwiefern arbeiten das Drob Inn und das „Nox“ mit Suchtkliniken  
zusammen? 

Antwort zu Frage 11: 
Neben den niedrigschwelligen Hilfen sind Beratungsangebote ein zentraler Bestandteil 
des Beratungs- und Gesundheitszentrums St. Georg. Unter Berücksichtigung der indi
viduellen Ressourcen und Bedarfe der Klientinnen und Klienten erfolgt eine Hilfepla
nung, deren Ziel auch eine Vermittlung zum Beispiel in Entgiftung oder medizinische 
Rehabilitation umfassen kann. 

Frage 12: In der zum 14. November 2025 beendeten Antragsfrist sind zwei  
Bewerbungen zur Neukonzeption der Straßensozialarbeit eingegan
gen. Wann wird veröffentlicht, welcher Träger ab wann die Umset
zung übernehmen wird? 

Antwort zu Frage 12: 
Im Anschluss an die abgelaufene Antragsfrist erfolgt eine Sichtung und Prüfung der 
vorliegenden Anträge durch die für Soziales zuständige Behörde. Ergänzend erfolgt bei 
Bedarf die Durchführung weiterer Auswahlgespräche. Die Prüfungen sind noch nicht 
abgeschlossen. 



 

5 

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 23. Wahlperiode Drucksache 23/2228 

Frage 13: Das Vergabeverfahren „Personal-/Sicherheitsdienstleistungen im 
Umfeld des Stadtteils St. Georg“ ist abgeschlossen und wurde somit 
für maximal zwei Jahre für 2,7 Millionen Euro verlängert. Das Bezirk
samt Hamburg-Mitte stellt laut Senat ein enges Monitoring der Dienst
leistung sicher, dies erfolgt in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Behörden und der Polizei. Welche Ziele verfolgt diese Maßnahme im 
Rahmen der Senatsstrategie und inwiefern werden diese laut Moni
toring erreicht? 

Antwort zu Frage 13: 
Die Maßnahme der Sozialräumläuferinnen und Sozialraumläufer ist zum 17. November 
2025 in die Steuerung des Bezirksamts Hamburg-Mitte übergegangen und befindet sich 
folglich noch in ersten Abstimmungen zwischen den beteiligten Akteurinnen und Akteu
ren. Die Ziele der Maßnahme sowie das zugehörige Monitoring der Dienstleistung blei
ben weitgehend unverändert, wobei die fachliche Steuerung im Rahmen des nunmehr 
abgeschlossenen Vergabeverfahrens Anpassungen erlauben, wie beispielsweise eine 
Ausweitung des Einsatzgebiets. Im Übrigen siehe Drs. 23/1653. 

Frage 14: Eine aktuelle Studie des UKE hat ergeben, dass nur etwa ein Drittel 
der Obdachlosen keine Drogen nimmt, ein anderes Drittel konsu
miere nur eine Droge und ein weiteres Drittel hingegen lebt beson
ders riskant und konsumiert mehrere Drogen gleichzeitig. Wie wer
den diese Erkenntnisse, die viele in der Obdachlosenhilfe Tätigen  
bestätigen dürften, bereits in der Drogen- und Obdachlosenhilfe  
berücksichtigt und macht dies nicht deutlich, dass beides im Grunde 
zusammen gedacht werden müsste, da die Übergänge fließend sind? 

Antwort zu Frage 14: 
Insbesondere die niedrigschwelligen Einrichtungen der Drogen- und Suchthilfe arbeiten 
bereits seit Längerem mit einem zunehmenden Anteil suchtkranker Menschen, die von 
Obdach- beziehungsweise Wohnungslosigkeit betroffen sind und sind entsprechend 
auf die Beratung dieser Zielgruppe eingestellt. Ein zentraler Faktor, um die Suchtprob
lematik nachhaltig adressieren zu können, ist die Stabilisierung der Konsumierenden 
durch eine Vermittlung in Unterbringungsangebote. Mit der Ausweitung der Übergangs
plätze in der Repsoldstraße wird dem steigenden Bedarf an suchtspezifischen Unter
bringungsmöglichkeiten Rechnung getragen. Bei der Gesamtkonzeptionierung der  
Angebote unter anderem in der Repsoldstraße werden darüber hinaus explizit die  
Lebensrealitäten von suchtkranken und obdachlosen Menschen berücksichtigt, um die 
Versorgung dieser Zielgruppe zu verbessern und die Lebenslagen nachhaltig zu verän
dern. 

Frage 15: Drs. 23/2035 erwähnt, dass die aktuelle Planung der Repsoldstraße 
die Mittelfreigabe durch den Landesbetrieb Immobilienmanagement 
und Grundvermögen (LIG) inzwischen erst nach einer Wirtschaftlich
keitsprüfung vorsieht. Warum war die vorher nicht für notwendig  
erachtet worden, wann hat wer beschlossen, diese durch welche 
Stelle durchführen zu lassen und welche Indikatoren wurden hierfür 
hinzugezogen?  

Frage 16: Liegt dem LIG die Wirtschaftlichkeitsprüfung inzwischen vor?  
Wenn ja, mit welchem Ergebnis inhaltlich und welchen Auswirkungen 
auf die Mittelfreigabe?  
Wenn nein, warum liegt die Prüfung dem LIG noch nicht vor mit wel
chen Auswirkungen auf die Mittelfreigabe? 

Antwort zu Fragen 15 und 16: 
Es besteht kein Zusammenhang zwischen der Mittelfreigabe des LIG und der Immobilie 
in der Repsoldstraße 27. Die in Drs. 23/2035 beschriebene Mittelfreigabe und Wirt
schaftlichkeitsprüfung bezieht sich auf die Baumaßnahmen zur Verbesserung der Bar
rierefreiheit der Räumlichkeiten des Drob Inn. 
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Frage 17: In Altona soll ein weiteres „Social HUB“ eingerichtet werden. Zu wann 
ist dies geplant? 

Antwort zu Frage 17: 
Die Umsetzung der im Konzept „Verstärkt, vernetzt und präsent: Lebenslagenverän
dernde Perspektiven der Straßensozialarbeit und flankierende Hilfen für obdachlose 
Menschen in Hamburg“ genannten Maßnahmen erfolgt sukzessive und unter dem Vor
behalt verfügbarer Haushaltsmittel. Im Übrigen sind die Planungen noch nicht abge
schlossen.  

Frage 18: Aktuell wird ein Lagebild rund um die Fallbearbeitung des „Social 
Hub“ erstellt. Was ist Ziel des Lagebilds und wann liegt es voraus
sichtlich vor? 

Antwort zu Frage 18: 
Aus der Funktion des Schnittstellen- und Fallmanagements heraus erhebt der Social 
HUB am Hauptbahnhof Daten, die für die notwendige mittel- und langfristige Weiterent
wicklung von Hilfeangeboten mit herangezogen werden und in die Lagebetrachtung der 
zuständigen Behörden einfließen. Zielsetzung ist es, regelhaft strukturiert und zeitnah 
Erkenntnisse über die Anforderungen und Hürden in komplexen Fällen abzuleiten und 
diese in die entsprechende Maßnahmen- und Angebotsentwicklung einfließen zu las
sen, welche durch eine regelhafte und fortlaufende Falldokumentation belegt wird. 

Frage 19: Drs. 23/98 erwähnt 51,2 Millionen Euro aus dem Haushalt für die  
Betreuung von Obdachlosen für das Jahr 2025. Ab dem Jahr 2026 
gehen die Repsoldstraße an den Start und die Neukonzeption Stra
ßensozialarbeit. Mittel in welcher Höhe werden hierfür zusätzlich  
benötigt im kommenden Jahr? 

Antwort zu Frage 19: 
Für die Neukonzeption der Straßensozialarbeit sind für das Jahr 2026 1.000.000 Euro 
vorgesehen. Die tatsächliche Höhe der hierfür benötigten Mittel ist noch nicht bekannt, 
da die vorliegenden zwei Bewerbungen noch nicht abschließend geprüft wurden. Siehe 
hierzu auch Antwort zu 12.  
Zur Immobilie Repsoldstraße siehe Drs. 23/1653. 
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